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Sitzung vom4 .März1931 .

Präsident Dr .Dannebergeröffnet die Sitzung um16 ' 40Uhr .
Eswirdin dieTagesordnungeingegangen.
St .. Breitnerreferiert unter einen über die NovellenzurFrem- ¬

denzimmerabgabe ,zur Wasserkraftabgabe,zur Bodenwertabgabevonverbauten
Liegenschaftenundüberdie Gesetzesvorlage,womitdie mit31 .Dezember
1930abgelaufenengesetzlichenErmässigungenderFürsorge-,Lustbarkeits-,
Kraftwagen-undAnkündigungsabgabeverlängertwerden.

Die Debatteüber diese Geset zesvorlagenwird unter einemabge- ¬
führt .Abg.Dr. Hongl( . . )beschäftigtsichzunächstmitdomGesetzüber
die Bodenwertabgabefür verbaute Liegenschaften . Erfragt t den Rofe - ¬

renton .wievieldieshBodenwertabgabeimJahre1930getragenhat . Esliegt
die Vermutungsohrnahe ,dassdie Gemeindeauchhier ein gutesGeschäft
gemachthatunddassfürdenAusgleichsfondswenigerausgegebenwird ,alsan
Abgabeeihkommt.Ebg.Henglwendetsichdagegen,dassvondenSachverständi-¬
gondesMagistratsversuchtwerd ,dieGrenzederBewertunghinaufzutreiben.
DieSachverständigennehmenimmerdiegrösstmöglicheAusnützbarkeitdes
GrundesundeinAusmassdesHofesvon15Prozentan ,einMaximum ,dasnur
in Ausnahmsfällenerreichtwird . Esist aucheineHörtodesGesetzes ,dieSerh

5 werdenmüsste ,assdieParteienselbstdann ,wennsie rechtbchal¬
ton die Schlichtungskostentragen müssen .Abg .Dr .Honglbeschäftigt sich
sodannausführlichmitder BodenwertabgabevonunverbautenLiegenschaften.
UnderinnertmitBeauerndaran ,dassdieseinerzeitvonderMinderhoit
gegendieAbgabeerhobenenBednnkennichtberücksichtigtwordensind .Houte
dürfte manauchbeimMagistratzur Einsichtgekommensein ,dassdasGesotz
undurchführbarist undschwereHärtenbeinhalte .TrotzdemeineNovelliemng
vorsprochenwurde ,wirdeineNovellernichtvorgelegt .DieseAbgabeist
fürdieMehrheitnureinMittelzurSozialisierungvonGrundundBoden.Es
wordennicht nurbaureifeGründebesteuert ,die ausspekulativenGründennicht
verbautwerden,sondernauchGründe,dieunterBauverbotstchen ,undLicgen¬
schaftendie gewerblichbenütztwerden .Wobleibt da dievielgerühmte
GewerbefreuhdlichkeitderMehrheit ?DicAbgabebedeutotauchdasTodesur¬
teil fürvielegemeinnützigeInstitutionen .DieWohlfahrtsinstitutemüssten
vonihr befreit werden .DieganzeSportförderungder Gemeindewirddurch
dieseSteueradabsurdumgeführt .Sehrknappbemessenist auchdiedenKlein¬
gärtnernzuerkanntesteuerfreieFläche .ImGesetzmüssteauchausgesprochen
werden,dass ,wennvonderParteigutgläubiglandwirtschaftlicheNutzungan¬
genommenwordenkonnte .Kontumaznichteintretendarf .Sehrungünstigwirkt
sich .. aus ,dassdie BesitzervonverpachtetenLiegenschaftennichtgezwun¬gen sind,mit den Pächtern ein Einve nchmenzu suchen ,wodurchsich oft Uobor¬
wortungenergeben .Ausall domergebesich ,dasseineAbänderungderBoden¬
wertabgabevonunverbautomGrundvielnotwendigergewesonwärc .(Beifall).191
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Abg .Pfeiffer( . . )erklärt ,dassmanallgemein eineNovedlie-¬

rungdesGesetzesüberdieEodenwertabgabevonunverbautemGrunderwartet
habe .Schonbei derBeratungdesGesetzesimJahre1929wurdenvielfacheBe-¬
denkengeäussert ,denenjedochleiderbisheutenichtRochnunggetragenwurde.
InWiengibteskeinennormalenBodenwert,dieunverbautenGründehabenihren
WertverlorenBeiderSteuerbemessungwirdjedochnichtimgeringstendarauf
Rücksichtgenommen.DasGesetzüberdieBodenwertabgabevonunverbautenGrund
trifft besondersschwerdie Pächter .Dadie SportvereinezumGrossteilPäch .
ter vonsehrgrossenGrundflächensind ,werdensie besondershartbetroffen;
sic müssendie allergrösstenZahlungenleisten .WirmüssenmitallemNachdrucl
verlangen ,dassjeneFlächen ,dio der körperlichenErtüchtigungderJugend
dienen,vondenHärtendesGesetzesausgenommenworden.Vielzugeringist
auchdasstouerfreieAusmassvonlooQuadratmeternbeiHausgärten.DieHaus-¬
gärtensind wohleine ZierdeWiens,weshalbbei einer NovollierungdesGesctze
auchaufdiesemUmstandRücksichtgenommenwerdensollWirerwarten,dassStad
rat BreitnerseincseinerzeitigehalbeZusage ,dasGesctzzunovellicren,
baldeinlösenwerde .(Beifall ) .

Abg.Kunschak( . L, )sprichtzunächstüberdieFremdonzimmerab¬
gabe . Erverweistdarauf ,dassein vonihmgestellterAntrag ,wonachdieZu¬
satzabgabezurFromdenzimmerabgabeje nachdemGradeundderAnzahlderfür
dieAbgabepflichtmassgebendenMerkmaleabzustufensei ,bereitsimFinanzaus-¬
schuss die Zustimmungder Mehrheit gefundenhabe .Dadurchwordefür dieZu¬
satzabgabedasfreicErmesseneingeschränktunddenUnternehmerneinegrös-¬
sereSicherheitgeboten.NachdemPaktmitderRegierunghabedieVersteuerung
vonNebenleistungenimneuenGesetzwegzubleiben.DieMehrheitdesHauses
will jedochdiese Erleichterungfür das Hetelgewerbedadurchsofortwett
machen,indemdieSteuersätzeerhöhtwerden.IchhabedaherschonimFinanz¬
ausschussdenAntraggestellt ,dasstrotzderAusscheidungeinesTeilesdes
EntgeltesausderBemessungsgrundlagediebisherigenAbgabensätzeverbleiben
sellen,umdadurchdenHotels ,PensionenundSanatorienimInteresse desFrem¬
denverkehreseineErmässigungzuzubilligen .DieserAntragwurdeaberimFi¬
nanzausschussabgelehnt ,trotzdemdasWienerHotelgewerbeundinsbesondere
jenerTeil ,derfür denFremdenberkehrih erster Liniein Betrachtkommt,go¬
genwärtigeineKriseschlimmsterArtdurchmacht.DieBilanzensinddurchwegs
schwerpassivundweiseneinewirtschaftlicheGestaltungauf ,andermanals
Gemeindenichtvorbeigehendarf . WennauchderFremdenverkehreinesteigende
ZahlvonFremdenaufweist,istor trotzdemin seinemWertezurückgegangen.
DerFremdebleibt nur solangein Wien ,als er braucht ,umsich die Stadtanzu¬
schen .DerqualitativeRückgangdesFremdenverkehrsist keinGcheimnis.Wenn

auchmannachdenUrsachendieserErscheinungforscht .mussmansagen ,dass/die
FremdenzimmerabgabeeineUrsachediesesqualitativenRückgangesdesFremden¬

kehrsist .
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Die Fromdonzimmerabgabeist moralisch einc schwerc Beeinträchtigung dos
WienerFremdenverkehrs .Auf den Fremdenwirkt nichts ungünstiger als die
Mitteilung ,dass er in der Stadt ,die or bosucht ,oine Taxedafürzuhlnn
muss,dasser(dieserStadtseinGoldanbringenwill . Essollhiernuroin
bescheidenerSchrittgetanwerden ,indemdicMinderungderSteuer ,diesich
durch die Ausschaltungder Nebenleistungenaus der Stauorbasisorgibt ,
demBetriebe auch wirklich zugute kommensoll .Wir beantragen forher ,flass
nebenSachverständigenauch die betreffenden Gowerbegenossenschaftengehört
werden sollen .

Abg .Kunschakkommtsodannauf die Debattoin der letztenSitzung
zurück ,in der St . . Breitner dabon gesprochen hat ,dass von mir eine Zwei¬

seelenthoorie betrieben wird . Dasist ein beleidigender Vorwurf denich
mit aller Entschgadenheitzurückweise .( LebhafterBoifall boi der . . )
Der Nachweisdafür wird demSt . . Breitnernicht gelingen .Es handeltsich
um einen Pakt ,der zwischen der Regierung und dor sozialdemokratischen Par¬

tei Nationalrat abgeschlossen wordenist und diechristlichsoziale
Partei imWienerGomeinderatist in keiner Weiseder Regierungsubordiniert .
Sie hat hier ihre volle Entscheidungsfreiheit und wird sie sich auchnicht
nehmen lassen .Es war aber auch bei den Verhandlungen offenbar nicht inten¬
diert ,irgendwelch Verantwortlichkeit der chritstlichsozialen Partei imWie- ¬

ner Landtagund Gemeinderatfestzulegen .Dasgeht schon daraus hervor ,dass
mit keinem Wort der Versuch unternommen wurde ,der christlichsozialen Minder¬

heit Einblick in den Gang der Verhandlungen zu geben oder auch nur ihre
Meinungzu erfahren .Wie kann bei einer solchen Sschlage irgendwelchepoli¬

tische uder moralischeBindungbehauptet werden .Eine solche bestehtnicht
für uns ,sondernfür die Mitgliederder Mchrheit ,die die Vereinbarungenja
ahgeschlpssen hat .Bekanntlich hat der Vertrauensmann der Mehrheit ,Präsident
Dr . Danneberg ,wie man aus Zeitungsberichten weiss ,demsozialdemokratischen

KlubvorAbschlussdesPaktesüberdenStandder VerhandlungenunddenPakt
referiert und dieser Bericht ist offenbar zur Konntnis genommenworden .Einen

3e
Vorganghat manuns gegenüberniht für notwendigerachtet .Es ist dahe

in keiner Weise berechtigt ,eine Verpflichtung der christlichsozialen Minder¬

heit imWienerLandtagvgegenüberdemmit dor RegierungabgeschlossenenPakt
festzustellen .AusdemWortlautdes Paktsgeht aber auchklar horvor ,dass
selbst die Eindung ,die die Rogierung eingegangen ist gegenüber neuen ge¬

setzgeberischen Akten ,die der WienerLandtag selbst ,eine schrbegrenzte
ist . Siehat keinerleiVerpflichtungctwadarübereingegangen,dassdiejetzt
bestchenden Gesetzo geändert werden müssen .In dem Pakt über die Nahrungs - ¬

oder Genussmittelabgabeund über die Fremdenzimmerabgabeheisst esauch/nur ,
dass über Verlangender Gemeinde die geltonden Gesetze durch noueersetzt

werden können . Wiekann man ,da die Regierung selbst keinen Imperativ sotzt .
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vonunsverlangen ,dasswirunseinemsolchenImporativgogenüber

verpflichtetcrachtenwollen .BeidieserSachlageist es völlig klar ,dass
wirandiesenPkktin keinerWeisegebundensind .VoneinerZweiscelen-¬

melah o dasstheoriedazusprechenist einegewalttätigeIntorpel ' atienund/darauf
ein Vorwurfaufgebautwird ,der nicht nur persönlich ,sondernauchpolitisch
als eine Beleidigung aufgefasst werdenmuss ,mussmanentschiedenst zu¬

rückweisen(LobhafterBeifallbeider . . )Wirhoffen,dass. .Breitnor
seineBchauptungvoneinerZweiscelenthoorieals einerednerischeEnt¬
gleisungnichtaberals worbedachteAcusserunorklärenwird . Tuterdies ,
sowollenwirdarüberdonMantelderchristlichenNächstenliebebreiten.
Sollteer aberderMeinungsein ,dassdieserVorwurfvorwedachtausgesproche
wurde ,unddasser daraneineKorrekturnichtvorzunchmenhat ,somüssenwir
unsdieweiterenKonzequenzenausdiesemVorgangvorbehalten(Lebhafter

Beifall bei der . . )

Abg .Stöger( . . )bemerkt,wenndieAnsätzederLustbarkeits-¬
abgabewirklichdurch5 Hahreaufrechterhaltenbleibensollen,besteht
dieernstlicheGefahr,dassschonin abschbarerZeitndieösterreichische
FilmindustriedemRuinzugeführtwird . DieöstorreichischeFilmindustrie
machtderzeitinfolgederUmstellungderWienerKinosvomstummenaufden
lonfilm eine schwereKriso durch . L!ür Steuerfreiheit kanndenösterrei -¬
chischenFilmretten .DieForderung,dassimInlanderzeugteFilmevonder
LustbarkeitssteuergänzlichbefreitunndenoderdassdieAbgabefürdie
FilmeweitgehendermässigtwirdkannohnewesentlichfinanzielloAuswirkunger
erfülltwerden.Heuteist nureinganzgeringerTeilderinOesterreich
aufgeführtenFilmeauchin Oesterreicherzeugt .Andererseitswürdeaber
sichauseinersolchenBefreiungoderErmässigungdiewohltätigeWirkung
ergeben,dassvielmehrösterreichischeFilmeerzeugtwerdennwürden,dadafür
ja sonst alle Voraussetzungengegebensind .EinemRuinderFilmindustrie
entgegenzurwirken,liegt auchimeminenntestenIncteressederGemeinde
selbst . DerRednervertritt sodanndie Forderung ,dass Lehr -undKultur-¬
filme steuerfrei sein sollen undstellt donAntrag ,die Steuerfreiheitden
LaufbildernösterreichischerHerkunftunddenLaufbildernkukturellenIn-¬
halt s zuzuerkennen( Beifall bei der . . )

Abg.Müller( . . )bezeichnetesalsgrosseUngercchtigkeit,
dassfür Stækschilder.Flachschilderusw .nebendersogenanntenLuftsteuer
auch noch die Ankündidungssteuergezahlt werdenmuss .Durchdiesehohe
StemerwirdderGewerbe-undHendelsstandschrschwergetroffen .Denaller¬
meisten Gewerbetreibendenwargar nicht bekannt ,dass nebenderLuftsteuer
auchnochdie Ankündigungsabgabegezahltwerdenmussundplötzlichbekamen
sie neben der Vorschreibungfür die Plakatabgabe auch noch einenVerzö¬
gerungszuschlagvorgeschrieben .Dasmüssteabgestellt werden .Invielen

194
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Fällen handelt es sich gar nicht um Reklameschulder ,sendern umOrientie¬

rungstafeln .Ferner verlangt Abg .Müller ,dass den Vereinen ,namentlich
solchen ,charitativen Charakters bei ihren Veranstaltungen in Form von Pau¬

schalierungen And Abfindungen mehr entgegengekommen werden soll ,als

heute (Beifall bei der . . )
Abg .Dr . Wagner( . . ) bemerkt ,wenn an eine Steuerermässigung

gedacht werde,so würde er bei der Lustbarkeitsabgage dringend dazuraten .
Der Redner spricht sodann über die Filmprüfungsstelle der GemeindeWien
underklärt in diesemZusammenhange,dass das VolksbildungshausimMargareten
einen Film „ Derblaue Express " ,einen russischen Film vorgeführt habe ,r d

in der niedrigsten Weise die Instinkte des Klas¬

senhassesgewecktwerden.ErhabeselbsteinerVorführungdesFilmesbeige¬
wohntundbeobachtet ,wieGjährige ,7jährigeund8jährigeBubenbeiGreul-¬
szenen Bravogerufen und Beifall geklatscht haben . Wennmansich nunvor

en .Un

Augenhält ,dassdieFilmprüfungssteileeinenFilmdesHeercsministeriums,
der Szenenaus demLagerlebenunserer Soldatenzeigt als zurVorführung
vorJugendlichennichtgeeignetbefundenhat,mussmanwohlsagen, ,dassda
zweierleiMassangewendetwird. BeiderVorführungdesFilmesimVolksbil-¬
dungsheimerhieltenaucheinzelneBesucherein Schriftstück ,dasErklärungen
derWienerchinesischenGesandtschaftenthielt ,ausdonenindirckthervor¬
geht ,dass die VorkommnisseimFilm„ Derblaue Express "erlogen sind .Die
Arbeiterzeitung hat diesen Film unter demTitel "Volksbildung "angekündigt ,
sie hat also unterdiesemTitel bolschewistischePropagandagemacht .Wircrwar

rgarctonten über die zwiespättige Bchandlung des Filmes des Hceresministeriums und

des Filmes„ Derblaue Express "durchdie FilmprüfungsstelleAufklärungent - ¬
weder durch den Herrn Landeshauptmann oder einen autorisierten Vertreter

. .

der WienerLandesregierung .( Beifall ) .
ointund Abg.Uebelhör( . . )erklärt ,dassseineParteifürdieVerlän¬

AerobrgerungderWasserkraftabgabe stimmenwerde .DieWasserkraftabgabe,dieomd IS U

seinerzeitals Zwocksteuergeschaffenwurde ,habeheutekeineBerechtigung
mohr .Ausserdembedeutedic Abgabeeine schwereBelastungfür dieWirtschft .

ichen hicht u93 sagen, ,dasä(Beifall ).
zwwicrlei St. .BreitnerführtinseinemSchlusswortzunächstaus :Herr
St . . Kunschakhat sich eingchendmit demvonmir gebrauchtenWort" Zwoi¬
seelentheorie "beschäftigt .Zunächstsei festgestellt ,dassimparlamentari¬
schen Lebenoft weit härtere Ausdrückefallen ,ohne gar zu schr beachtetzu
werden .Ich persönlichbefleissige michin dieser BezichungbesondererZu¬
rückhalt ung .Es liegt mir die Boleidigung von Einzelpersonen odereiner
ganzen Partei durchaus ferne .Ich wurdezu dioser Bemerkungveranlasst,weil

St . . Kunschak sich scharf ablehnend gegen die Novelle zum Nahrungs -oder

Genussmittelgesetz gewendet hat .Das ist zweiffellos sein gutes Recht als

195
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Obmanndos Klubs der christlichsozialen WienerGemeinderäte .Erbekleidet

aberauchdieStelleeinesObmannstellvertretersdesKlubsderchristlichso¬
zialenNationalräte .DieserKlubwirdals TrägerderbürgerlichenMehrheit
im Nationalrat im Sinne des mit der Regierung geschlossenon Paktes dochda¬
für stimmen ,dass die Nahrungs .oder Genummmittelabgabetrotz derGleich - ¬

artigkeit mit der Warenumsatzsteuerbis 31 .Dezember1935zugelassenwird .
Gchtmandavonaus ,wieich es getanhabe ,dass jede Partei schliesslicheine

Einheit darstellt ,so wird mandas beanständete Worterklärlich finden .Ich
will übrigensdie Empfindlichkeitder Minderheitnicht steigern undverzich¬
te auf die weitere Erörterung .Sodann erwidert St . . Breitner auf die Aus - ¬

führungen der einzelnen Redner und ersucht schliesslich ,die Vorlageanzu¬
nchmen und die von der Minderheit gestellten Zusatzanträge abzulchnen .
( Beifall bei derMehrheit ) .

Diezur VerhandlunggestandenenGesetzewordenunterAblehnung
dervorliegendenAnträgein ersterundzweiterLesungunverändertangenommen.

Abg .Täubler berichtet sodannüber den Rechnungsabschlussdes
Wr .Fortbildungsschulratesfür dasVerwaltungsjahr1929unddenVoranschlag
dieserKörperschaftfür dasVerwaltungsajahr1931. Erstellt zunächstfest ,
dass im Jahre 1929 gegenüber dem Präliminiare um 296 . 536Schilling weniger

aufgewnndetwurde,einMindererfordernis,dasaufdenSchülerrückgangzu-¬
rückgeht .DieMehreingängean denUmlagenbetrugen969 . 000Schillingundzwar
wurdensie durchdie unrichtige Einschätzungder Körperschaftssteuervon
Seite des Bundesministeriums hervorgerufen ,das die Körperschaftssteuer mit

" 62LhMillionenpräliminierthatte ,währendsie tatsächlichüber ,(Miälionen
trug . DieSchützungder Körperschaftssteuerseitens desFinanzministeriums
imJahre1930besserundsokonnteauchderFortbildungsschulratimJahre193c
die Umlage von 17 auf 15 Prozent ermässigen .

DerVoranschlagfür das Jahr 1931zeigt einMindererfordernis
gegenüber dem Vorjahre vpn über 325 . 000Schilling .Herbeigeführt wird das

MindererfordernisdurchdiegeringereAnzahlderLehrlingeunddurchdie
geringere Klassenzahl .Der Berichterstatter ersucht ,demRechnungsabschluss

und dem Voranschlag zuzustimmen ( Beifall bei der Mchtheit ) .

Abg .Panosch ( . . )bemerkt ,der Rechnungsabschluss für das Jahr

1929zeige ,wieberechtigt die Klagender Gewerbetreibendensind ,dass
die vomFortbildungsschulrat vorgeschriebenenPerzentsätze teil zu hochsind .

Wolchegrossen Summenzu Unrecht vomFortbildungschulrat bereitgehalten
werden ,geht daraus hervor ,dass kurz nach demBaueiner Schule dersoge¬
nannte Bauä unf Einrichtungsfonds noch einen Botrag von 2 und der sogena . - ¬
te Notvorrat einen Betrag von über 3 Millionen zur Verfügung hat .Trotz

der grossen Beiträge ,die die Gewerbetreibenden zu zahlen haben ,wird ihnen

die ihnenbegührendeMitverwaltungversagt .Ja manplant sogardemObmann
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desFortbildungsschulrateszuder Machtvollkommenheit ,die erohnedies
schonhat ,nochdasRochteinzuräumen ,Ausgabenbis zu 1000Schilling
imeigenenWirkungskreismachenzu dürfen .Dasist ganzungehörig .DerRed-¬
ner richtet an den Referentendie Anfrageob es richtig ist ,dassjenen
GenossonschaftenundGremien ,die ihre SchulendemFortbildungsschulrat
nochnichtübergebenhaben ,dieBeitragsleistungenwesnntlichherabgesetzt
werdensollen .Die Unterbringung der Lehrlinge in chrlingsheimen hatsich
nicht bewährtundmangeht jetzt dazuüber ,die LehrlingePflegeeltern
zu übergeben . Wirverlangendemgegenüberdie subventionierteMeisterlehre.
Dor Rodnerweist sodann darauf hin ,dass in domlotzten Jahrch dieAnzahl
der Klassen wesentlich heruntergesetzt wurde ,dass auch zu einem Abbauder

Lehrerschaftführenmusste. DieserAbbauist ohneMitwirkungderOpposition
durchgeführtwordenundwirmusstenihmdaherunsereZustimmungversagen.
DieMehrheit ,die immerso viel vonDomekratierodet ,räumtderMinderheit
nichtdasgeringsteRochtein . DerRednerwendctsichsodanngegondiepartei
müssigeingestellteVerwaltungimFortbildungsschulratundinsbesondereda¬
gegen ,dass dic Politik in die Schule getragen werde .Flugschriftenpoliti¬
scherVoreinewerdenunterdenAugender Lehrerschaftin denSchulenvertei .
MitdenSchulgemeindenwirdebenfalls Missbrauchgetrieben ,dieSchülerräte
betreibenganzoffnn sozialdemokratischePropaganda .DieFortbildungsschule
für KleidermacherinnenmachteeineExkursionin städtischeWohhhäuser
auf der ebenfalls sozialdemokratische Propaganda getrieben wurde .Dic

SchülcrinnenbesuchtenaucheinzelneWohnungen.In einer Wohnungwar
ein Marienbildaufgchängt ,worübersich der Führoräussorte :Dasistdoch
ein Skandal ,dass die Hausverwaltung so etwas duldet !( Rufebei der . . :

Dasist eineLausbüborci! ,dasist eineFrechheit !Abg.Kunschak:Gowerbe¬
schulennenntmansie ,Gifthüttensind sie ! ) .Schülerrätekommenwährenddes
Unterrichtes in fremdeKlassenundmachendort Mitteilungen ,wodurchsolbst -¬
verständlich der Unterricht arg gestört wird .( Rufebei der . L .[ Dassind
schöne Zuständel )Interessant ist auch ,dass parteimässige Mitteilungsblät - ¬

ter undFlugschriften der Schüler Inserate vonden Gas -undElektrizitäts¬
workenenthalton .WährendSchüler in der Schule ,ohne dass sie beanständet
worden ,sozialdemokratische Parteianzeichen tragen ,ist das Tragen vonAb¬
zeichen anderer Art , . B .mit religiösen Emblemen strengsten verpönt .Unter

solchen Umständensind wir nicht in der Lage ,für den Rechnungsabschlussund
den Voranschlag zu stimmen . )Beifall ) .

Abg .Stöger ( . . )erklärt ,dass dor Fortbildungschulrat dasLei¬
chenhausdes Gewerbesist .Die Zuständean den Fortbildungsschulensindun¬
haltbar .Die Leitung ist vollkommenundemokratisch zusammengesetzt .DieLehr¬
linge werden gegen die Meister verhetzt ,sodass viele Lehrherren aus diesem

Grunde heute keine Lohrlinge mehr aufnehmen wollen .
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AR .Stögerweist sodanndaraufhin ,dass in denFortbildungs- ¬
schulenderSchülerstand,imJahre1925' 38.000unddasKostenerfordernisüber
UMillionenbetragenhat ,umJahre1930auf26 . 000gesunken ,dieKosten
aberaufüber6Millionengestiegensind .ährenddieKostenfürdenFort-¬
bildungsunterrichtsoausserordentlichanwachsen,verschlechtertmandie
AussichtenderheranwachsendenJugendimmermehrdurchdiesteuerliche
UeberlastungdesGewerbestandesunddurchdie KonkurrenzderGemeindebetrie-¬
be .DiemarxistischenGewerbefreundesind unablässigan der Arbeit ,denn
GewerbetreibdenendasGrabzuschaufeln .BeieinerderartigenEinstellung
gegenüberdemGewerbestandkannmanderMehrheitdieFortbildungderJugend
nicht anvertrauen . GR. Stögerkommtsodannauf den AbbauderFortbildungs-¬

schullehrerzusprechenundweistdaraufhin ,dassunterdenAbgebautenauch
einige Deppelwerdienersind .DasAufzeizendsteDoppelverdienertumwirdaber
nicht getroffen .Dagibt es hervorragendeFührerdie verschiedeneEinkom¬
menbeziehenundfürkeineFamiliezusorgenhabenunddieFrauGomahling
nimmtdemsoschwerleidendenLehrerstandnocheineleitendeStellewog.
itdiesemAbbaumüsstenHiein ihremcigenenLageranfangen .Abg .Stöger
orklärtschliesslich ,dassseineParteigegendenRechnungsabschlussund
gegendenVoranschlagstimmenwerdeBeifall ) .

Abg.TäublerstelltgegenüberdenVorrednernfest ,dassdie
RückvergütungenangewissegenossenscahftlicheundGremialschulengekürzt
werdenküssten ,weil miedas SesetzzwingendeVorschriftenenthält .Eine
KürzungderUmlagenvon15auf10Prozentwäreabsolutunmöglich,wasdaraus
hervergeht ,dassimJahre1930mitden15ProzentnurwegenderimVorjahro
erzielten Ueberschüssedas Auslangengefundenwordenkonnte .DieUnter - ¬
bringung7 vonLehrlingenbeiPflegoolternstatt inLchrlingsheimen
wurdedeshalbgewählt,weildiesbilligerzustchenkommt.Auchgegendie
UnterbringungbeieinemMeisterkann,wennkeinAnstandobwaltetnichts
eingewendetwerden.WasdenAbbauderLehrpersonenbetrifft ,sowäreosuns
sehrerwünschtgewesen,wenndieOppositionhierin vollemAusmassmitge¬
wirkthätte . DievomGR.PanoschvorgebrachtenFälle ,in denenpolitischeVer¬
eine auf die Lehrlingein denSchulenEinfluss zu nehmenversuchthaben ,
sindunsnichtbekanntgeworden.AufAnzeigenschroitenwirein .Abg .Täubler
gibtsodanneinenUeberblicküberdenRückgangderSchülerin deneinzelnen
Branchen .Sehrstarkbetroffensinddie Bildhauer ,die Federnschmücker,Kamm¬
undFächermacherbeidenSchuhmachernist dieZahlvon1922bisheuerfast
auf ein Fünftel herabgesunken ,bei den Drochslern von 177 im J hre1926
auf60 ,bei denKleidermacherinnenvon7773imJahre1922auf3663 .Abg.äublerersuchtschliesslich ,demRochnungsabschlussundVoranschlagzuzustimmen( Beifall bei derMohrheit ) .

Der Rechnungsabschlussdes Fertbildungsschulrates für dasJahr1929undder Voranschlagfür ,1931werdonhieraufgenchmigt.Schlussder Sitzung20135Uhr .
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